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Begründung

1. Ziele, Zwecke und we­
sentliche Auswirkungen 
der Planung

Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung des Flächennut­
zungsplans (FNP) umfasst eine 
Fläche von ca. 4,26 ha.

Es sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Wei­
terentwicklung der Universität 
Potsdam am Standort Golm ge­
schaffen werden. Die Planände­
rung ist städtebaulich erforderlich, 
um den steigenden Raumbedarf 
der Universität zu decken und 
den Standort Golm als Hoch- 
schul- und Wissenschaftsstandort 
zu stärken.

Das Plangebiet ist aktuell im 
westlichen Teilbereich als Ge­
werbliche Baufläche und im östli­
chen als Wohnbaufläche der 
Dichtestufe W3 (GFZ 0,2-0,5) 
dargestellt. Es ist vorgesehen, 
den gesamten Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Nr. 129 
„Nördlich In der Feldmark“, 1. 
Änderung, Teilbereich Am Marie- 
Curie-Ring als Sonderbaufläche 
mit der Zweckbestimmung Hoch­
schule und Forschung (3,66 ha) 
darzustellen. Der nördliche Be­
reich wird an das geltende Pla­
nungsrecht des rechtsgültigen 
Bebauungsplans Nr. 129 „Nörd­
lich In der Feldmark“ angepasst 
und als Gewerbliche Baufläche 
(0,6 ha) dargestellt.

Die geplanten Änderungen ent­
sprechen den grundsätzlichen 
Entwicklungszielen des FNP. Die 
Inhalte des beschlossenen FNP 
bleiben konsistent und bilden ein 
tragfähiges Grundgerüst für die 
künftige städtebauliche Entwick­
lung Potsdams. Die Zuordnung 
der Nutzungen wurde unter um­
weltschonenden Gesichtspunkten 
vorgenommen.

2. Umweltbericht

Nach § 2a Nr. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) sind im Umweltbericht 
die aufgrund der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB und der 
Anlage 1 zum BauGB ermittelten 
und bewerteten Belange des 
Umweltschutzes darzulegen.
Das Ergebnis der Umweltprüfung 
ist in der Abwägung zu berück­
sichtigen.

2.1 Einleitung

2.1.1 Inhalt und Ziele der FNP- 
Änderunq
siehe unter Nr. 1 der Begründung

2.1.2 Relevante Ziele des Um­
weltschutzes aus einschlägigen 
Fachgesetzen und Fachplänen 
Für den Planungsraum sind ins­
besondere folgende umweltbezo­
genen Informationen, Fach­
planungen und Rechtsvorschrif­
ten zu berücksichtigen:
Gemäß § 1 Bundes-Boden­
schutzgesetz (BBodSchG) sind 
die Funktionen des Bodens 
nachhaltig zu sichern oder wie­
derherzustellen. Nach § 1a Abs. 2 
BauGB soll mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umge­
gangen werden; dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen 
für bauliche Nutzungen die Mög­
lichkeiten der Entwicklung der 
Gemeinde insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flä­
chen, Nachverdichtung und ande­
re Maßnahmen der Innenentwick­
lung zu nutzen sowie Bodenver­
siegelungen auf das notwendige 
Maß zu begrenzen.
Die Gewässer sind nach § 1 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
durch eine nachhaltige Gewäs­
serbewirtschaftung als Bestand­
teil des Naturhaushaltes, als Le­
bensgrundlage des Menschen, 
als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen sowie als nutzbares Gut 

zu schützen. Das Grundwasser 
ist gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 3 WHG 
so zu bewirtschaften, dass ein 
guter mengenmäßiger und ein 
guter chemischer Zustand erhal­
ten oder erreicht werden. Dazu 
schreibt § 54 Abs. 4 Brandenbur­
gisches Wassergesetz (BbgWG) 
im Besonderen eine grundsätzlich 
ortsnahe Versickerung von Nie­
derschlagswasser vor.
Die Bauleitpläne sollen nach § 1 
Abs. 5 BauGB u.a. dazu beitra­
gen, eine menschenwürdige Um­
welt zu sichern; insbesondere 
sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsver­
hältnisse der Bevölkerung zu be­
rücksichtigen. Dabei sind der 
Schutz vor schädlichen Umwelt­
einwirkungen (insbesondere 
Lärm, Luftschadstoffe) und die 
Vorbeugung ihres Entstehens 
nach § 1 Abs. 1 Bundesimmissi­
onsschutzgesetz (BImSchG) we­
sentliche Aspekte. Maßgeblich 
sind hier vor allem die schalltech­
nischen Orientierungswerte in 
DIN 18005 Teil 1 Beiblatt 1 
(Schallschutz im Städtebau) so­
wie die Immissionsgrenzwerte der 
Technischen Anleitung zur Rein­
haltung der Luft (TA Luft). Auch 
sind gemäß § 50 BImSchG die für 
eine bestimmte Nutzung vorge­
sehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen und von 
schweren Unfällen hervorgerufe­
ne Auswirkungen auf die aus­
schließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienende Gebiete 
sowie auf sonstige schutzbedürf­
tige Gebiete so weit wie möglich- 
vermieden werden.
Gemäß § 1 Abs. 1 Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG) sind 
Natur und Landschaft auf Grund 
ihres eigenen Wertes und als 
Grundlage für Leben und Ge­
sundheit des Menschen auch in 
Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich so zu 
schützen, zu pflegen und zu ent­
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wickeln, dass die biologische 
Vielfalt, die Leistungs- und Funk­
tionsfähigkeit des Naturhaushal­
tes sowie die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit sowie der Erho­
lungswert von Natur und Land­
schaft auf Dauer gesichert sind. 
Laut § 15 BNatSchG sind Beein­
trächtigungen von Natur und 
Landschaft zu vermeiden; unver­
meidbare Beeinträchtigungen 
sind durch geeignete Maßnah­
men auszugleichen (Eingriffsre­
gelung); diese Vorschrift ist ge­
mäß § 1a Abs. 3 BauGB im Bau­
leitplanverfahren zu berücksichti­
gen.
Nach § 33 Abs. 1 BNatSchG sind 
alle Veränderungen und Störun­
gen, die zu einer erheblichen Be­
einträchtigung eines Natura 2000- 
Gebiets in seinen für die Erhal­
tungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen füh­
ren können, unzulässig.
Wild lebende Tier- und Pflanzen­
arten, ihre Lebensstätten und 
Biotope sind zu schützen (§§ 37 
ff. BNatSchG).
Einzelbäume sind nach Maßgabe 
der Potsdamer Baumschutzver­
ordnung (PBaumSchVO) zu 
schützen.
Denkmale sind nach § 1 Abs. 1 
Brandenburgisches Denkmal­
schutzgesetz (BbgDSchG) als 
Quellen und Zeugnisse menschli­
cher Geschichte und prägende 
Bestandteile der Kulturlandschaft 
des Landes Brandenburg zu 
schützen, zu erhalten, zu pflegen 
und zu erforschen.
Das Landschaftsprogramm Bran­
denburg (LaPro) fordert bezogen 
auf den Änderungsbereich die 
Berücksichtigung von natur­
schutzrelevanten Strategien zur 
Reduzierung des Flächenver­
brauchs, Verbesserung der klima­
tischen Bedingungen sowie zum 
Erhalt und zur Entwicklung aus­
reichender, für die Erholung ge­
eigneter Freiräume.
Das Zielkonzept des Land­
schaftsplans (Stand 19.09.2012) 
sieht für den nördlichen Teilbe-

reich der Änderung die Abwehr 
von Zersiedlungstendenzen/ De­
finition von Nutzungsgrenzen und
die landschaftsgerechte Eingrü­
nung von Siedlungsflächen vor.

2.1,3 Datenqrundlaqen der Um- 
weltprüfunq
Die Ermittlung der voraussichtli­
chen Umweltauswirkungen erfolg­
te auf Grundlage der Biotoptypen- 
und Landnutzungskartierung 
2016 sowie der Auswertung von 
Daten des Landschaftsplans.
Weiterhin wurden die im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung 
im Änderungsbereich beauftrag­
ten umweltbezogenen Untersu­
chungen einschließlich Gutachten 
zur Brut- und Reptilienfauna, Kar­
tierung von Zauneidechsen und 
Untersuchungen zur Regenent­
wässerung und Auswirkungen auf 
abflusswirksame Flächen sowie 
schalltechnische Auswertungen 
ausgewertet. Zudem sind die im 
bisherigen Verfahren eingegan­
genen fachbehördlichen und 
sonstigen Stellungnahmen einge­
flossen.

2.1,4 Methodik der Umwelt- 
prüfunq
Zur Beschreibung und Bewertung 
der erheblichen Umweltauswir­
kungen wird entsprechend Anla­
ge 1 zum BauGB zunächst eine 
Bestandsaufnahme der einschlä­
gigen Aspekte des derzeitigen 
Umweltzustands (Basisszenario), 
einschließlich der Gebiete, die 
voraussichtlich erheblich beein­
flusst werden, durchgeführt. Dazu 
wird das komplexe Themenge­
flecht „Umwelt“ nach den einzel­
nen Schutzgütern untergliedert 
und unter Berücksichtigung 
schutzgutspezifischer Umweltzie­
le und Wirkräume analysiert. 
Auch wird eine Übersicht über die 
voraussichtliche Entwicklung des 
Umweltzustands bei Nichtdurch­
führung der Planung gegeben.
Hieran schließt sich eine Progno­
se über die Entwicklung des Um-

weltzustands bei Durchführung 
der Planung an. Hierzu werden 
die möglichen erheblichen bau-, 
anlagen- und betriebsbedingten 
Umweltauswirkungen, auch ein­
schließlich indirekter, sekundärer 
und kumulativer Auswirkungen 
sowie Wechselwirkungen, be­
schrieben. Den aufgeführten rele­
vanten Umweltschutzzielen wird 
dabei Rechnung getragen; insbe­
sondere dienen sie als Beurtei­
lungsmaßstäbe für die Umwelt­
verträglichkeit.
Es folgen u.a. eine Beschreibung 
der geplanten Maßnahmen, mit 
denen festgestellte erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen 
vermieden, verhindert, verringert 
oder soweit möglich ausgeglichen 
werden sollen, sowie eine Dar­
stellung der in Betracht kommen­
den anderweitigen Planungsmög­
lichkeiten mit Angabe der wesent­
lichen Gründe für die getroffene
Wahl.
Die jeweils schutzgutbezogene 
Abarbeitung erfordert abschlie­
ßend eine die einzelnen Umwelt­
auswirkungen in Beziehung set­
zende Gesamtbeurteilung, die in 
enger Verbindung mit der Ein­
griffs-/ Ausgleichsbilanzierung 
(Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 
3 BauGB) vorgenommen wird.

2.2 Beschreibung und Bewer­
tung der erheblichen Um­
weltauswirkungen

2,2.1 Bestandsaufnahme des 
Umweltzustandes (Basisszenario) 
Der Änderungsbereich umfasst 
keine Natura-2000 Gebiete. Das 
nächstgelegene Natura-2000 Ge­
biet liegt etwa 2 km südöstlich 
(Luftlinie) des Geltungsbereichs.
Durch die aktuelle Darstellung 
des FNP ist die Festsetzung ei­
nes Gewerbegebietes im südli­
chen Teilbereich bzw. einem 
Wohngebiet mit geringer Dichte 
im östlichen Teilbereich auf der 
Ebene der Bebauungsplanung 
möglich. Der rechtskräftige Be­
bauungsplan sieht im FNP- 



"Nördlich In der Feldn\
(20/17)

Stand: 06.08.2025 Blatt 4.

Flächennutzungsplan-
Änderung

Landeshauptstadt
Potsdam

POTSDAM

. Anderungsbereich die Entwick­
lung von Gewerbegebieten vor, 
östlich angrenzend ist eine öffent­
liche Grünfläche festgesetzt. Die 
ursprüngliche Nutzung des Ge­
biets wurde bereits aufgegeben, 
Bauarbeiten haben im südwestli­
chen Bereich begonnen, die wei­
teren Bauflächen werden z.T. als 
Lagerflächen genutzt.
Das Plangebiet liegt derzeit als 
ehemaliges Ackerland brach und 
ist nahezu vollständig unbebaut, 
nur im Westen befindet sich das 
Ersatzgebäude für das Institut für 
Informatik der Universität Pots­
dam im Bau und die Erschlie­
ßungsmaßnahmen haben bereits 
begonnen. Die bisherige Flä­
chendarstellung ermöglich die 
Entwicklung als Gewerbliche Bau­
fläche.
Der Änderungsbereich ist Be­
standteil einer pleistozän gepräg­
ten Grundmoränenlandschaft. 
Der flach-wellige inselartige 
Grundmoränenrücken, an dessen 
westlichen Rand das Plangebiet 
liegt, wird nahezu umschlossen 
von dem verzweigten, aus eiszeit­
lichen Schmelzwasserströmen 
hervorgegangenen Niederungs­
zug der Havel-Seenkette. West­
lich der Bahnlinie und der Geisel­
bergstraße und Bornimer Chaus­
see beginnt das Golmer Bruch mit 
einer für die großräumigen 
Schmelzwasserrinnen aus ho- 
lozän geprägten Niederungsbö­
den (Flusssande, An- und Nie- 
dermore) charakteristischen offe­
nen Wiesenlandschaft. An den 
tiefsten Punkten finden sich als 
lang gestreckter Gewässerzug 
der Havelseenkette der Wublitz- 
und der Große Zernsee.

Mehr als 80% der Versickerungs­
zone sind durch bindige Bildun­
gen geprägt, sodass ein ge­
spanntes Grundwasser im Lo­
ckergestein vorherrscht. Ver­
dachtshinweise auf mögliche Be­
lastungen in Boden und Grund­
wasser sind nicht bekannt. Es 
besteht keine unmittelbare Ge­

fährdung des oberen Grundwas­
serleiters gegenüber flächenhaft 
eindringenden Schadstoffen.
Es ist zu erwarten, dass das ent­
spannte mittlere Grundwasserni­
veau zwischen 29,5 und 30,0 m 
Ü.NHN, d.h. in Flurabständen 
zwischen 3,5 und 4,5 m unter 
GKG ist. Für den hydrologischen 
Extremfall wird ein vorläufig ge­
schätzter Maximalwert (zeHGW) 
von 31,5 m ü.NHN prognostiziert. 
Es besteht jedoch die latente Ge­
fahr von Stau- und Schichten­
wasserbildungen mit deutlich hö­
herem Niveau über bzw. zwi­
schen den bindigen Geschiebe­
ablagerungen.
Der Geltungsbereich liegt nicht 
innerhalb eines Wasserschutzge­
bietes. Die weitere Schutzzone 
des Wasserschutzgebietes Wild­
park liegt östlich bzw. südlich der 
Karl-Liebknecht-Straße. Ständig 
wasserführende Oberflächenge­
wässer, Überschwemmungs- und 
Risikogebiete sind im Geltungs­
bereich nicht vorhanden.
Einschränkungen der in § 47 
WHG vorgesehenen Bewirtschaf­
tungsziele für das Grundwasser 
sind in der Ausgangssituation 
nicht gegeben.
Das vorhandene Regenwasser­
netz ist ausgelastet, sodass das 
gesamte im Gebiet anfallende 
Niederschlagswasser vor Ort zu­
rückgehalten und versickert wer­
den muss. Entsprechende Maß­
nahmen wie wasser- und luft­
durchlässige Beläge zur Minde­
rung des Regenwasserabflusses 
oder wie die Entwässerung über 
ein Rigolen-/ Muldensystem so­
wie ein Regenrückhaltebecken 
wurden auf der nachgeordneten 
Ebene der Bauleitplanung festge­
setzt. Der Jahresniederschlag 
beträgt im Durchschnitt 586 mm. 
Aufgrund der bisher fehlenden 
Bebauung herrscht auf den Frei­
flächen ein gering beeinflusstest 
Freilandklima des Offenlandes 
vor. Insbesondere die gehölzar­
men Freiflächen mit ruderalem 
Bewuchs tragen zur nächtlichen 

Kaltluftbildung bei. Die Lage öst­
lich des Zernsees und des Gol­
mer Luchs gewährleistet eine 
gute Frischluftversorgung auf­
grund der vorherrschenden West- 
und Südwestwinde. Allerdings 
schränkt die Bahnlinie in leichter 
Dammlage westlich des Plange­
biets den Zustrom von Kaltluft 
von unbebauten Freiflächen west­
lich der Bahnlinie ein.
Das Plangebiet ist vorwiegend 
von anthropogen bestimmten und 
beeinflussten Biotoptypen be­
stimmt. Besonders oder streng 
geschützte Pflanzenarten wurden 
nicht nachgewiesen. Vegetati­
onskundlich ist der Bereich von 
eingeschränkter bzw. einge­
schränkter bis mittlerer Bedeu­
tung. In dem strukturarmen Offen­
land sind y.a. für bodenbrütende 
Vogelarten geeignete Lebensstät­
ten zu finden. Von eingeschränk­
ter bis mittlerer Bedeutung sind 
auch brachliegende nitrophile 
Ruderalfluren am südlichen Rand 
des Geltungsbereichs. Im rechts­
gültigen Bebauungsplan 129 
wurden Festsetzungen zum An­
pflanzen von Bäumen, Sträu­
chern, sonstigen Bepflanzungen 
und Pflanzgeboten auf Bau­
grundstücken formuliert. Aufgrund 
der derzeit durchgeführten Bau­
arbeiten im südlichen Teil des 
Änderungsbereichs wurde die 
ehemalige landwirtschaftliche 
Nutzung bereits aufgegeben und 
die Bauflächen dienen z.T. als 
Lagerfläche. Es befinden sich 
keine Biotope, die dem Schutz­
status gemäß § 30 BbgNatSchG 
unterliegen im Plangebiet. Um die 
ökologische Wertigkeit des Ge­
biets zu erhöhen sowie einen 
räumlich durchgängigen Bio­
topverbund zu sichern und zu 
entwickeln, wurde auf der Bebau­
ungsplanebene eine naturnahe 
Grünfläche mit Ausbreitungskorri­
dor für Zauneidechsen entlang 
der Bahnlinie festgesetzt.
Es liegen keine Schutzgebiete 
gemäß § 23 bis § 28 BNatSchG 
im Geltungsbereich. Auch Einzel-
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bäume, die der PBaumSchVO 
unterliegen, und besonders oder 
streng geschützte Pflanzenarten 
sind nicht nachgewiesen worden. 
Sofern Pflanzungen als Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahme 
dienen, sind diese unabhängig 
ihres Stammumfanges oder ähn­
lichem geschützt.
Im Rahmen des B-Planes 129 
wurden insgesamt 18 Brutvogel­
arten und weitere 18 Vogelarten 
als Nahrungsgäste oder Durch­
zügler nachgewiesen. Von denen 
stehen der Bluthänfling und die 
Feldlerche unter besonderem 
Schutz. Entsprechende Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen 
wurden innerhalb und außerhalb 
des Plangebietes festgesetzt 
bzw. vertraglich gesichert.
Zauneidechsen wurden insbe­
sondere entlang der Bahnlinie 
und im Osten des Geltungsbe­
reichs des B-Planes 129 gefun­
den. Weitere Untersuchungen im 
Zuge der Änderung ergaben ein 
Vorkommen von Zauneidechsen 
insbesondere im Süden des Än­
derungsbereichs. Generell muss 
aber davon ausgegangen wer­
den, dass in allen geeigneten 
derzeit mit Ruderal-, Gras- und 
Staudenvegetation bewachsenen 
Teilflächen mit Vorkommen der 
Zauneidechsen zu rechnen ist, da 
es derzeit kaum Ausbreitungsbar­
rieren gibt.
Es konnten keine (potenziellen) 
Quartiere von Fledermäusen 
nachgewiesen werden.
Das Plagebiet wurde im Rahmen 
der Untersuchungen als vorwie­
gend durch anthropogen be­
stimmten und beeinflussten Bio­
toptypen bestimmt eingeschätzt. 
Die floristische Artenvielfalt und 
das Genpotenzial wurden daher 
als mäßig eingestuft. Auch in Be­
zug auf die Avifauna (Brut- und 
Gastvögel) ist das Plangebiet nur 
als mäßig artenreich bewertet 
worden.
Das Landschaftsbild ist derzeit 
durch Vorbereitungen für die 
Bauausführung geprägt: Im Sü­

den des Gebiets werden Flächen 
für die Bebauung vorbereitet, an­
dere Flächen werden als Lager­
fläche genutzt.
Aufgrund der aktuellen Nutzung 
ist kein landschaftlicher Erho­
lungswert erkennbar. Westlich 
und östlich an den Änderungsbe­
reich grenzen im B-Plan 129 öf­
fentliche Grünflächen bzw. öffent­
liche, naturnahe Grünflächen an, 
die für die landschaftsbezogene 
Erholung relevante Bezüge dar­
stellen.
Lärmimmissionen gehen von der 
vorhandenen Bahntrasse auf der 
westlichen Seite des Änderungs­
bereiches aus. Die umliegenden 
Straßen werden überwiegend 
durch den erschließenden, nicht 
aber durch den Durchgangsver­
kehr genutzt. Immissionswirksa­
me flächenbezogene Schallleis­
tungspegel wurde im rechtskräfti­
gen Bebauungsplan festgesetzt. 
Der Mindestabstand von 10 m zu 
den Freileitungen entlang der 
Bahn wird in den Baugebieten 
eingehalten. Aufgrund der Nähe 
zur Bahntrasse können Erschüt­
terungen auftreten.
Geschützte Boden- und Bau­
denkmale sind nach aktuellem 
Kenntnisstand nicht bekannt. Be­
deutende Kulturgüter sind nicht 
vorhanden.
Im Änderungsbereich des Be­
bauungsplanes sind keine Flä­
chen im Sinne des § 2 LWaldG 
betroffen.
Bei Nichtdurchführung der Pla­
nung ergeben sich für die 
Schutzgüter im Wesentlichen 
keine weiteren Änderungen über 
das bereits planungsrechtlich 
Zulässige hinaus: Im südlichen 
Bereich würde sich entsprechend 
der Darstellung als Gewerbliche 
Baufläche Gewerbe mit einem 
Versieglungsgrad von bis zu 80% 
entwickeln. Im östliche Bereich ist 
zwar auf der FNP-Ebene ein 
Wohnbaufläche mit der niedrigs­
ten Dichtestufe dargestellt, aller­
dings sieht der rechtsgültige Be­
bauungsplan hier bereits eine

gewerbliche Nutzung vor. Somit 
würden sich hier keine weiteren 
Änderungen für die Schutzgüter 
ergeben.

2.2.2 Prognose über die Entwick­
lung des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung
Eine Betroffenheit von Natura 
2000-Gebieten ist durch die Än­
derung nicht gegeben.
Der Versiegelungsgrad des östli­
chen Änderungsbereichs erhöht 
sich auf 80%. Da diese Entwick­
lung bereits durch den rechtskräf­
tigen Bebauungsplan ermöglicht 
wird, wurden erforderliche Kom­
pensationsmaßnahmen festge­
setzt. Dennoch ermöglicht die 
verbindliche Bauleitplanung im 
südlichen FNP-Änderungsbereich 
eine Erhöhung der Versiegelung 
von 340 m2. Damit einhergehen­
de Funktionsverluste des Bodens 
und des Wasserhaushaltes kön­
nen jedoch durch geeignete 
Maßnahmen minimiert bzw. kom­
pensiert werden. Der rechtsgülti­
ge Bebauungsplan 129 sieht die 
vollständige Rückhaltung und 
verzögerte Versickerung von Nie­
derschlagswasser im Plangebiet 
vor. Hierfür wurde ein Versicke­
rungsbecken festgesetzt, welches 
jedoch vergrößert werden muss. 
Dadurch entstehen Eingriffe in 
Natur und Landschaft.
Die höhere Versiegelung kann 
auf den Bauflächen vollständig 
kompensiert werden, sodass kei­
ne Auswirkungen auf das 
Schutzgut Klima zu erwarten sind. 
Dennoch kann es durch ein höhe­
res Maß der baulichen Nutzung 
zur Aufwärmung der Fassaden­
oberfläche kommen.
Erhebliche Fernwirkungen auf 
das Wasserschutzgebiet Wildpark 
sind ausgeschlossen, da keine 
grundwassergefährdenden Nut­
zungen oder großräumige Ab­
senkungen des Grundwasser­
spiegels geplant sind.
Das Artenschutz- und Aus­
gleichskonzept des rechtskräfti­
gen Bebauungsplans 129 sieht
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externe und interne Ausgleichs­
maßnahmen vor. Eine Anpas­
sung ist auf Grundlage des Ein­
griffes durch das vergrößerte 
Versickerungsbecken erforderlich. 
Zudem besteht das Risiko von 
Vogelschlag aufgrund der Ge­
bäudehöhen. Dieses kann aber 
durch geeignete Maßnahmen 
verringert werden.
Die durch Zauneidechsen genutz­
ten Habitate gehen durch die Re­
alisierung des Vorhabens verlo­
ren. Dies kann entsprechende 
artenschutzrechtliche Maßnah­
menerfordernisse auslösen.
Das Orts- und Landschaftsbild 
wird durch die Darstellung im Än­
derungsbereich insofern beein­
flusst, .als dass die mögliche Ge­
schossfläche erhöht wird und sich 
somit die Gebäudedichte und - 
höhe ändern kann. Allerdings ist 
im rechtskräftigen Bebauungs­
plan 129 die Ausbildung eines 
„grüngeprägter Ortsrand“ festge­
setzt. Aufgrund umliegender Pla­
nungsabsichten nördlich (Vorbe­
reitende Untersuchung Golm 
Nord und Rahmenplan Golm 
2040) und südwestlich (ehemals 
B-Plan 157, jetzt B-Plan 178) des 
Plangebietes, wird sich das Ge­
biet perspektivisch mittel- bis 
langfristig in die städtebaulich 
verdichteten Strukturen einfügen. 
Daher ist eine Ortsrandlage der­
zeit zwar noch gegeben, aber 
mittelfristig nicht mehr vorhanden. 
Gesunde Lebens- und Arbeits­
verhältnisse bleiben durch die 
Festsetzung einer öffentlichen 
Grünfläche zwischen den beiden 
Nutzungen erhalten. Dennoch 
kann die höhere Bebauung zu 
einer Beeinträchtigung des Land­
schaftsbildes führen.
Durch den Verkehr entstehen 
Lärmemissionen, welche sich 
negativ auf das Schutzgut 
Mensch/ Bevölkerung/ menschli­
che Gesundheit/ Erholung aus­
wirken.
Kontaminationen im Boden und 
Grundwasser (Altlasten) sind ak­
tuell nicht bekannt und sind durch 

die geplanten Nutzungen nicht zu 
erwarten.
Bedeutende Kulturgüter, die von 
dem Vorhaben betroffen sein 
könnten, wurden nicht belegt. Es 
ergeben sich keine Anforderun­
gen diesbezüglich.

Beim derzeitigen Planungsstand 
des Projektes sind keine relevan­
ten, über die bereits beschriebe­
nen Auswirkungen hinausgehen­
den Wechselwirkungen zwischen 
den vorgenannten Umwelt­
schutzgütern zu erkennen. Kumu­
lierende Auswirkungen von Vor­
haben benachbarter Plangebiete 
sind derzeit aufgrund der Ent­
wicklungen durch den B-Plan 178 
südlich des Plangebietes und 
durch den Beschluss zur Einlei­
tung der Vorbereitenden Untersu­
chung (VU) „Golm Nord“ sowie 
die Umsetzung des Rahmenplans 
Golm 2040 möglich. Durch den B- 
Plan 178 erfolgt eine Nachver­
dichtung und im Rahmenplan 
Golm 2040 werden die Entwick­
lungsmöglichkeiten aufgezeigt. Im 
Ergebnis wird das gesamte Ge­
biet eine höhere Bebauungsdich­
te aufweisen und zudem den 
Ortsrand Richtung Norden ver­
schieben.

2.2.3 Maßnahmen zur Vermei­
dung, Verhinderung, Verringe­
rung und zum Ausgleich nachtei- 
liger Umweltauswirkungen 
Unvermeidbare Versiegelungen 
sind durch den Einsatz wasser- 
und luftdurchlässiger Beläge zu 
verringern.
Dem Hitzeeinzeleffekt kann durch 
geeignete Maßnahmen wie der 
Dach- und Fassadenbegrünung 
und der Pflanzung von Bäumen 
entgegengewirkt werden. Dies 
führt zur Verbesserung der Luft­
qualität und zur Abkühlung. Fest­
setzungen hierzu sind im Bebau­
ungsplan zu formulieren.
Das anfallende Regenwasser ist 
im Plangebiet zu versickern und 
die Versickerungsanlagen sind 
ausreichend groß zu dimensionie­

ren. Die durch den Bau der Versi­
ckerungsanlagen entstehenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft 
sind auf der Ebene der verbindli­
chen Bauleitplanung zu kompen­
sieren.
Maßnahmen zur Verringerung 
des Vogelschlagrisikos sind fest­
zusetzen. Dies kann beispiels­
weise über Vorgaben zur Gestal­
tung von Fenstern und Fassade 
erfolgen.
Zauneidechsen sind vor Baube­
ginn abzufangen und in geeigne­
te, ggf. auch neu angelegte Habi­
tate im näheren Umfeld der Ein­
griffsfläche anzusiedeln. Eine 
Einzäunung angrenzender Habi­
tate ist notwendig. Sofern eine 
Umsiedlung erforderlich ist, müs­
sen geeignete Ersatzhabitate 
geschaffen werden.
Die Beeinträchtigung des Orts­
und Landschaftsbildes ist mit ge­
eigneten Maßnahmen zur In­
tegration der Baukörper in die 
Umgebung zu reagieren. Festset­
zungen zur Begrünung der Dä­
cher und der Fassaden sowie 
weiterer baulicher Elemente kön­
nen das Einfügen in die Land­
schaft ermöglichen und der Ein­
griff kann somit kompensiert wer­
den.
Durch Optimierung der Verkehrs­
konzeption und lärmrobusten 
Städtebau lässt sich die Schall­
exposition der Flächen verrin­
gern. Zudem können Grundrisse 
so optimiert werden, dass lärm­
empfindliche Nutzungen auf der 
lärmabgewandten Seite angeord­
net werden. Bei dennoch zu er­
wartenden Grenzwertüberschrei­
tungen sind konkrete schalltech­
nische Maßnahmen an Gebäu­
den vorzunehmen.
Wegen des Generalisierungsgra­
des des Flächennutzungsplans 
sind Art und Umfang der Maß­
nahmen zur Vermeidung, Verhin­
derung, Verringerung und zum 
Ausgleich nachteiliger Umwelt­
auswirkungen (u.a. auch in Ver­
bindung mit der Abhandlung der 
Eingriffsregelung) auf Ebene der 
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verbindlichen Bauleitplanung und 
in weiteren Planungsprozessen 
zu konkretisieren.

2.2.4 In Betracht kommende an­
derweitige Planungsmöglichkei- 
ten
Irr unmittelbarer Umgebung des 
Änderungsbereiches befinden 
sich sowohl der Potsdam Science 
Park als auch ein Standort der 
Universität Potsdam. Der Stadtteil 
Golm ist somit nicht nur als 
Wohnstandort, sondern auch als 
Universitäts-, Gewerbe- und Wis­
senschaftsstandort geprägt.
Der Standort Golm erwies sich als 
alternativlos, da durch den 
Standort der Universität Potsdam 
und die notwendigen Erweiterun­
gen eine Konzentration der uni­
versitären Nutzungen nur in Golm 
erfolgen kann und weiterhin der 
Ortsteil als Hochschul- und Wis­
senschaftsstandort gestärkt wird. 
Zudem können die anderen 
Standorte der Universität Pots­
dam in der Stadt nicht weiter ver­
dichtet werden bzw. werden be­
reits verdichtet, um weitere Nut­
zungen an den Standorten zu 
bündeln (Campus Griebnitzsee 
und Neues Palais).
Weitere Flächen stehen dem 
Vorhaben nicht zur Verfügung 
aufgrund von Restriktionen wie 
Landschaftsschutzgebiet.

2.2.5 Nachteilige Auswirkungen 
aufgrund der Anfälligkeit für 
schwere Unfälle und Katastro­
phen
Das Plangebiet befindet sich nicht 
in der Nähe zu Störfallbetreiben. 
Somit sind keine nachteiligen 
Auswirkungen erkennbar und zu 
erwarten.

2,2.6 Gesamtbewertung der Um­
weltauswirkungen
Die FNP-Änderung führt vor allem 
in dem bisher als Wohnbaufläche 
dargestellten Bereich zu einer 
Erhöhung des Versiegelungsgra­
des und zu zusätzlichen Bio­

topwertverlusten. Jedoch handelt 
es sich hierbei fast ausschließlich 
um die Darstellung des aktuell 
bereits planungsrechtlich Zulässi­
gen entsprechend dem rechts­
kräftigen Bebauungsplan Nr. 129; 
dieser hat auch entsprechende 
Maßnahmen zur Vermeidung, zur 
Verringerung und zum Ausgleich 
der planerisch vorbereiteten Ein­
griffe festgesetzt.
Auch im Vergleich zu den bishe­
rigen Darstellungen des Flächen­
nutzungsplans ergeben sich 
rechnerisch nur relativ geringe 
Veränderungen beim prognosti­
zierten Umfang der versiegelten 
Flächen und den im Zielzustand 
zu erwartenden Biotopwertverlus­
ten. So ist durch die FNP- 
Änderung lediglich von einer 
Mehrversiegelung von maximal 
0,4 ha und von zusätzlichen flä­
chenbezogenen Biotopwertver­
lusten von unter 0,2 ha auszuge­
hen.
Den Auswirkungen des höheren 
Maßes der baulichen Nutzung 
kann vor dem Hintergrund des 
Aufheizens von Fassaden, der 
Gefahr von Vogelschlag sowie 
der Beeinträchtigung des Orts­
und Landschaftsbildes mit Maß­
nahmen der Fassadengestaltung, 
mit der Gebäudeausrichtung und 
mit der Erhöhung des Begrü­
nungsanteils entgegengewirkt 
werden.
Lärmrobuster Städtebau sowie 
die Raumanordnung sensibler 
Nutzungen auf der lärmabge­
wandten Seite, tragen zur Einhal­
tung der erforderlichen Innen­
raumpegel bei.
Die vor Ort gefundenen Zaun­
eidechsen werden in Ersatzhabi­
tate umgesiedelt.

2.3 Zusätzliche Angaben

2.3.1 Verwendete technische Ver­
fahren bei der Umweltprüfunq/ 
Schwierigkeiten bei der Zusam­
menstellung der Angaben

Der Datenbestand der Biotopty­
pen- und Landnutzungskartierung 
(Stand 2016) wurde durch Luftbil­
dinterpretation abgeleitet; dabei 
wurde dem Interpretationsschlüs­
sel der Flächendeckenden Bio­
top- und Landnutzungskartierung 
(BTLN) im Land Brandenburg - 
CIR-Biotoptypen 2009 gefolgt.
Die Verschneidung von Be­
stands- und Planungsdaten zur 
Bewertung des zu erwartenden 
Eingriffsumfangs anhand von 
Indikatoren erfolgte mithilfe des 
Geografischen Informationssys­
tems ArcGIS 10.5.1.
Durch den hohen Abstraktions­
grad des Flächennutzungsplans 
und entsprechende Spielräume 
bei der Konkretisierung ließen 
sich die voraussichtlichen Um­
weltauswirkungen bei Realisie­
rung der Planung nur überschlä­
gig und mit hoher Abwei­
chungstoleranz ermitteln.

2.3.2 Maßnahmen zur Überwa­
chung erheblicher Umweltauswir­
kungen
Aufgrund der Darstellungen die­
ser Flächennutzungsplan- 
Änderung werden unmittelbar 
keine Baurechte begründet. 
Maßnahmen der Umweltüberwa­
chung sind daher - soweit erfor­
derlich - maßgeblich erst im 
Rahmen der konkretisierenden 
verbindlichen Bauleitplanung 
festzulegen, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig zu ermit­
teln und in der Lage zu sein, ge­
eignete Maßnahmen zur Abhilfe 
zu ergreifen.
Auf gesamtstädtischer Ebene 
werden seit 1992 die Verände­
rungen der Biotoptypen- und 
Landnutzungsstruktur, einschließ­
lich Versiegelungsgrad, Bio­
topwert und Grünvolumen, im 
Rahmen des städtischen Um­
weltmonitorings in einem sechs­
jährigen Überwachungszyklus 
erfasst.
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2.3.3 Allgemein verständliche 
Zusammenfassung
Ziel der Flächennutzungsplan- 
Änderung ist die Darstellung zu­
gunsten einer Hochschulnutzung 
zu ändern sowie im östlichen 
Teilbereich den derzeitig wirksa­
men Bebauungsplan 129 abzu­
bilden.
Durch die geänderte Darstellung 
ist im östlichen Bereich ein höhe­
rer Versiegelungsgrad von 40% 
auf 80% möglich, der Versiege­
lungsgrad der Sonderbaufläche 
ändert sich nicht. Kompensati­
onsmaßnahmen, um die Natur­
haushaltsfunktionen zu verbes­
sern, können die Auswirkungen 
vollständig ausgleichen.
Regenwasser ist vor Ort zu versi­
ckern bzw. über eine ausreichend 
groß dimensionierte Versicke­
rungsanlage abzuführen.
Durch Fassaden- und Dachbe­
grünung sowie die Pflanzung zu­
sätzlicher Bäume kann das höhe­
re Maß der baulichen Nutzung in 
Bezug auf das Klima und der 
Aufheizung von Fassaden kom­
pensiert werden.
Ausgleichsmaßnahmen zum 
Schutz der nachgewiesenen 
Fauna sind entsprechend durch­
zuführen. Für die Zauneidechsen 
sind Umsiedlungsmaßnahmen 
und Ersatzlebensräume umzu­
setzen. Weitere Maßnahmen zum 
Schutz der vorhandenen Vogelar­
ten wurden bereits auf Grundlage 
des Bebauungsplanes 129 au­
ßerhalb des Geltungsbereiches 
realisiert. Weitere ausstehende 
kompensierende Maßnahmen 
innerhalb des Geltungsbereiches 
stehen noch aus, sind aber aus­
zuführen.
Nachteilige Auswirkungen der 
Gebäudeerhöhung auf das Orts­
und Landschaftsbild können 
durch die Erhöhung des Begrü­
nungsanteils der Gebäude und 
ebenerdigen Flächen kompen­
siert werden.
Durch die angrenzende 
Bahntrasse entstehen Lärmim- 

lärmrobusten Städtebau sowie 
lärmoptimierte Grundrissausrich­
tungen entgegengewirkt werden 
kann. Dies gewährleistet gesunde 
Lehr- und Lernverhältnisse.
Bedeutende Kulturgüter sind im 
Änderungsbereich nicht zu fin­
den. Somit ergeben sich keine 
Anforderungen hinsichtlich Kultur- 
und Sachgüter.
Es sind keine relevanten, über die 
bereits beschriebenen Auswir­
kungen hinausgehende Wech­
selwirkungen zwischen den vor­
genannten Umweltschutzgütern 
sowie keine kumulierenden Aus­
wirkungen von Vorhaben be­
nachbarter Plangebiete zu erken­
nen.
Insgesamt können die Eingriffe in 
Natur und Landschaft durch ge­
eignete Maßnahmen gemindert 
oder kompensiert werden.

2.3.4 Referenzliste der verwende­
ten Quellen

- Luftbild Umwelt Planung GmbH, 2017: 
Biotoptypen- und Landnutzungskartierung - 
Stand 2016, erstellt im Rahmen des Um­
weltmonitorings der Landeshauptstadt Pots­
dam im Auftrag der Stadtverwaltung Pots­
dam, Bereich Umwelt und Natur

- Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt­
schutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg, 2000: Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Stand Dezember 2000

- Stadtverwaltung Potsdam, Bereich Stadt­
entwicklung-Verkehrsentwicklung, 2012: 
Landschaftsplan Landeshauptstadt Potsdam 
-Stand: 19.09.2012

- Stellungnahme des Landesbetriebs Forst 
Brandenburg, Oberförsterei Potsdam: Fest­
stellung der Waldeigenschaft in der Gemar­
kung Golm, Flur 2, Flurstücke 323/3 und 
1641 vom 29.7.2019

- Landesamt für Bergbau Geologie und Roh­
stoffe Brandenburg: Hydrologische Karten 
1:50.000 (HyKa 50), Karte 0807-3/4

- Tierökologisches Gutachten zur Brutvogel- 
und. Reptilienfauna zum Umweltbericht für 
den Bebauungsplan Nr. 129 (Umland - Büro 
für Umwelt- und Landschaftsplanung, Hein­
rich Hartong, 2011, ergänzt Januar 2013)

- Fachgutachten PST im Auftrag der ProPots- 
dam: Regenwasserkonzept für private Bau­
flächen zum Vorhaben „Erschließung Ge­
werbe im B-Plan Nr. 129 Nördlich in der 
Feldmark“, Mai 2019

- Bebauungsplan Nr. 129 „Nördlich in der 
Feldmark“, Begründung gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB, Stand Juli 2014
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3. Alternativenprüfung

Die geplanten Gebäude der Uni­
versität befinden sich in unmittel­
barer Nähe zum Universitäts­
standort Golm und anderen wis­
senschaftlichen Instituten. Um 
den Universitätsstandort Golm zu 
stärken und gleichzeitig die Nut­
zungen an einem Standort zu 
konzentrieren, wurden keine wei­
teren Flächen für das Planvorha­
ben geprüft.

4. Abwägung - Konflikt­
bewältigung und - 
transfer

Die Stellungnahmen aus der 
frühzeitigen und förmlichen Betei­
ligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden ge­
prüft.

Es wurde im Wesentlichen vorge­
tragen, dass die Erhöhung des 
Maßes der baulichen Nutzung zu 
negativen Auswirkungen bzgl. 
des Ortsbildes, der Akzeptanz der 
Nutzung, der Immissionen, Be­
schattung und des Verkehrsauf­
kommens kommen würde. Es 
wurde angeregt, dass weitere 
Bedarfe der Universität Potsdam 
im Geltungsbereich des B-Planes 
Nr. 129 „Nördlich In der Feld­
mark“ gedeckt werden und folg­
lich auf Teile des Gewerbes in 
diesem Bereich verzichtet wird. 
Zudem wurde eine fehlende Ge­
samtplanung für Golm bemängelt. 
Hinweise bzgl. vorhandener Lei­
tungen wurden vorgebracht, be­
treffen jedoch ausschließlich 
nachgeordnete Planverfahren 
bzw. die Bauausführung.

Durch die FNP-Änderung wird 
lediglich die Art der baulichen 
Nutzung geändert. Aussagen 
zum Maß der baulichen Nutzung

trifft die Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung. Auch werden auf 
dieser Ebene konkrete Aussagen 
und spezifische Maßnahmen zum 
Immissionsschutz, zum Ver­
kehrsaufkommen und zur Stel­
lung der Gebäude getroffen.

Die Mehrbedarfe der Universität 
Potsdam am Standort Golm kön­
nen durch die Nachverdichtung 
am bestehenden Campus sowie 
durch die Realisierung der 1. Än­
derung des B-Planes 129 „Nörd­
lich In der Feldmark“ mittelfristig 
gedeckt werden. Im B-Plan 129 
stehen keine weiteren Flächen für 
eine universitäre Nutzung auf­
grund von Fördermittelbindungen 
und Eigentum Dritter zur Verfü­
gung. Weitere Bedarfe wurden im 
Rahmenplan Golm 2040 berück­
sichtigt.

Der Rahmenplan Golm 2040 
wurde seit 2021 in einem dialog­
orientierten Prozess mit einem 
interdisziplinären Planungsteam 
erarbeitet (Drucksachen-Nr. 
22/SW/1236). Ziel war es den 
Ortsteil Golm in seiner Gesamt­
heit zu untersuchen und ein Kon­
zept zu entwickeln, wie und womit 
es gelingen kann, den Ortsteil 
Golm in seiner heutigen Prägung 
und Ambivalenz zu einem leben­
digen, innbvativen und verantwor­
tungsvoll-nachhaltigen Stadtteil 
Potsdams zu transformieren. Der 
Rahmenplan zeigt Entwicklungs­
chancen für den Ortsteil auf und 
berücksichtigt seine Identität und 
Besonderheit im Bestand. Somit 
wurde durch den Rahmenplan die 
Zukunft des Ortsteils Golms in 
seiner Gesamtheit betrachtet.
Darüber hinaus hat auch das In­
tegrierte Stadtentwicklungskon­
zept 2035 (INSEK) den Ortsteil 
sowie die angrenzenden Stadt- 
und Ortsteile im Vertiefungsbe­
reich 2 Golm - Eiche - Bornim - 
Bornstedt zum Gegenstand. Die­
se werden in ihrer Gesamtschau 
betrachtet und in einen räumli­
chen Zusammenhang gebracht.

Die Erarbeitung des Rahmen­
plans Golm 2040 ist eine von vie­
len Maßnahmen aus dem INSEK. 
Die Inhalte der FNP-Änderung 
stehen im Einklang mit dem 
Rahmenplan Golm 2040 und dem 
INSEK.

Im Ergebnis ist eine Planände­
rung nicht erforderlich. Die zu­
künftigen Darstellungen stellen 
einen gerechten Ausgleich der 
privaten und öffentlichen Belange 
dar. Die Begründung wurde im 
Vergleich zu den vorherigen Fas­
sungen nur um Inhalte im Punkt 4 
„Abwägung - Konfliktbewältigung 
und -transfer“ ergänzt.

5. Verfahren

Der Flächennutzungsplan wird im 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
BauGB zur Aufstellung des Be­
bauungsplans Nr. 129 „Nördlich 
In der Feldmark“, 1. Änderung, 
Teilbereich Am Marie-Curie-Ring 
geändert.

Für die Belange des Umwelt­
schutzes wurde gemäß § 2 Abs. 
4 BauGB eine Umweltprüfung 
durchgeführt, in der die voraus­
sichtlichen erheblichen Umwelt­
auswirkungen ermittelt und in 
einem Umweltbericht beschrieben 
und bewertet werden (siehe 2.).

Die beabsichtigte Änderung des 
Flächennutzungsplans steht nicht 
im Widerspruch zum Zielkonzept 
des Landschaftsplans.

6. Hinweise für die Bauaus­
führung

Im Falle des Fundes eines noch 
unbekannten Bodendenkmals ist 
die Vorgehensweise nach § 11 
BbgDSchG zu beachten.



"Nördlich In der Feldt
(20/17)

Stand: 06.08.2025 Blau
11

Flächennutzungsplan-
Änderung

Landeshauptstadt
Potsdam

POTSDAM

Kartengrundlagen

Flächennutzungsplan (Stand 
30.01.2013):
DTK25 © GeoBasis-DE/
LGB 2008

geänderte Darstellung:
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2017

Lage des Änderungsbereiches: 
Geodäten: © GeoBasis-DE/
LGB 2017

Darstellung des Geltungs­
bereiches:
DTK25 © GeoBasis-DE/
LGB 2017

Ausschnitt Luftbild:
Luftbild 2015 © GeoBasis-De/
LGB

Realnutzung / Biotoptypen: 
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2017

Landnutzungs- und Biotoptypen­
kartierung aus WorldView2- 
Satellitendaten gemäß Kartieran­
leitung des Landes Brandenburg 
(Stand: Mai 2010)
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